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Der OÖ Gemeindebund als kom-
munale Interessenvertretung ist ein 
verlässlicher Partner. Dazu ist es ins-
besondere auch erforderlich, klare 
Positionen zu beziehen. 

Im September 2016 hat der Landes-
ausschuss des OÖ Gemeindebundes 
im Kremsmünsterer Manifest Grund-
legendes zu den zentralen Bereichen 
Finanzen, Deregulierung und Struk-
turreform festgelegt.

Im vorliegenden Band „Positionen 
2022-2024“  finden Sie die in den letz-
ten beiden Jahren verabschiedeten 
aktuellen weiteren Forderungen und 
Feststellungen des OÖ Gemeinde-
bundes zusammengefasst.

Bemerkenswert ist, dass auch diese 
Dokumente, also das Manifest und 

auch sämtliche Forderungspapiere 
seit 2016, im Landesausschuss alle-
samt einstimmig beschlossen wor-
den sind und damit die bestmögliche  
Basis für die entsprechenden Ver-
handlungen mit unseren Partnern auf 
Landes- und Bundesebene darstellen.

Letztlich aber ist vor allem eines not-
wendig, um Entscheidungen im Sinn 
der Städte und Gemeinden positiv 
beeinflussen zu können: Ihre Unter-
stützung. Darum bitten wir Sie bei 
dieser Gelegenheit neuerlich ganz 
besonders.

LAbg. Bgm. Christian Mader
Präsident

Mag. Franz Flotzinger, LL.M.
Direktor
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Vorwort

Kremsmünsterer Manifest
des Landesausschusses des Oberösterreichischen Gemeindebundes,
beschlossen im Rahmen der Klausurtagung am 26. und 27. September 2016

PRÄAMBEL

Für den Oberösterreichischen Ge-
meindebund als Interessenver-
tretung der oberösterreichischen 
Gemeinden stehen folgende Zielset-
zungen für die Entscheidung von Zu-
kunftsfragen grundsätzlich im Zent-
rum:

▪	 Gemeindeautonomie
Der OÖ Gemeindebund sieht es als 
seine zentrale Aufgabe, den verfas-
sungsmäßigen Grundsatz der Ge-
meindeautonomie zu vertreten. Alle 
Entwicklungen werden von uns an 
diesem Prinzip gemessen. Die Stär-
kung der Gemeinden als Zielsetzung 
ist dabei kein Selbstzweck, sondern 
im Interesse des gesamten Staatsge-
füges.

▪	 Ausgewogene Entwicklung
Die aktuellen Entwicklungen der 
Konzentration auf die Zentralräume 
bringen zunehmend negative Auswir-
kungen mit sich. Es muss daher ge-
meinsames Ziel sein, eine ausgewo-
gene Entwicklung von Zentralraum,
Umland und peripheren Räumen an-
zustreben und zu erreichen. Neue 
Regelungen und Lösungsansätze 
müssen auch mittel- und langfristig 
die Infrastruktur und die Lebensfä-
higkeit des ländlichen Raums gerade 
auch im Interesse der Zentralräume 
sicherstellen. Wir fordern dazu De-
zentralisierungsprojekte gerade im 
öffentlichen Bereich (vgl. Entwicklung 
in Bayern – Dezentralisierung von 
Verwaltungseinrichtungen).

▪	 Aufgabenreform vor Struktur­
reform

Der OÖ Gemeindebund bekennt 
sich zur Notwendigkeit laufender 
Verbesserung und Reform. Die aktu-
elle Diskussion legt den Fokus aber 
fast ausschließlich auf die Frage der 
Struktur. Zu kurz kommt dabei das 
Thema der Aufgabenreform. Es liegt 
auf der Hand, dass veränderte Zu-
ständigkeiten und eine neu geordne-
te Aufgabenverteilung gravierenden 

Einfluss auf die Frage der optimalen 
Strukturen haben. Wir appellieren an 
alle Verantwortlichen, der Aufgaben-
reform und damit verbunden insbe-
sondere auch der Entflechtung von 
Aufgaben und dem Abbau von Inef-
fektivität prioritäres Augenmerk zu 
schenken. Vor diesem Hintergrund 
gibt der Landesausschuss des OÖ 
Gemeindebundes zu den nachfol-
genden aktuellen Entwicklungen die 
Erklärung als „Kremsmünsterer Ma-
nifest“ ab.

GEMEINDEFINANZEN

▪	 Gemeindefinanzierung neu –  
Bedarfszuweisungen neu 

Das Modell der OÖ Gemeindefinan-
zen neu wird hinsichtlich Bedarfszu-
weisungen unter der Voraussetzung 
grundsätzlich mitgetragen, dass für 
die einzelnen Zuweisungen nachvoll-
ziehbare und transparente Richtlini-
en festgelegt werden. Wir fordern, 
dass die Mittel für Gemeindestraßen 
und Güterwege zulasten des Regio-
nalisierungsfonds aufgestockt wer-
den (5 Mio. Euro).

▪	 Gemeindefinanzierung neu –  
Projektfinanzierung neu

Voraussetzung zur obigen Zustim-
mung ist, dass die Projektfinanzie-
rung (Landeszuschüsse) für Schul-, 
Kindergartenbauten, Kultur-, Sport-, 
Freizeiteinrichtungen, Gemeindezen-
tren und Siedlungswasserwirtschaft 
(Landesanteil) in der bisherigen Höhe 
beibehalten wird bzw. indexiert wird. 
Bei Landeszuschüssen sind auch 
Feuerwehr – LFK-Mittel anzurechnen. 
Auch hier fordern wir umfassende 
Transparenz. 

▪	 Gemeindefinanzierung neu – 
Regionalisierungsfonds

Die Förderung der Regionalisierung 
und gemeindeübergreifender Pro-
jekte wird grundsätzlich mitgetragen, 
jedoch sind die gemeinde- und regi-
onalspezifischen Gegebenheiten be-
sonders zu berücksichtigen. Der Regi-
onalisierungsfonds soll ein positives

Anreizsystem und kein Zwangsinstru-
ment sein.

▪	 Rahmenbedingungen/Umsetzung 
VRV neu

Wir erwarten umfassende Beglei-
tung und Betreuung durch die Auf-
sichtsbehörde bei der Umsetzung 
der VRV neu. Die Beratungsleistung 
muss verstärkt werden und einheit-
liche Bewertungskriterien müssen 
geschaffen werden. Eine generell 
verpflichtende Auslagerung an ex-
terne Dienstleister und Beratungsun-
ternehmen wird strikt abgelehnt. Für 
die Gemeinden dürfen sich aus der 
neuen Darstellung keine nachteiligen 
Folgen ergeben.

▪	 Entflechtung der Transfers
Wir fordern eine Entflechtung der 
Transferzahlungen. Wir fordern in 
diesem Bereich Nachvollziehbarkeit, 
Transparenz, Kontrollierbarkeit so-
wie klarere Zuständigkeiten. In der 
Zwischenzeit wird eine Teilung in den 
Bereichen Gesundheit, Soziales und 
vorschulische Kinderbetreuung von 
zumindest 60 % Land und maximal 
40 % Gemeinden angestrebt. 

▪	 Zweitwohnungsabgabe neu
Wir fordern eine landesgesetzliche 
Ermächtigung zur Einhebung einer 
objektbezogenen Abgabe für Zweit-
wohnungen bzw. Zweitwohnsitze 
sowie Wohnungsleerstände, unab-
hängig von den Wohnsitzmeldungen 
zur Abfederung der Gemeinde-Infra-
struktur- Kosten. Die genaue Höhe 
soll in einer Verordnung des Gemein-
derats festgelegt werden.

DEREGULIERUNG

Erfolgreiche Deregulierung ist ein 
permanenter Prozess. Mandatare 
und Mitarbeiter in den Gemeinden 
müssen von allen verantwortlichen 
Stellen ermutigt werden, diesen Pro-
zess aktiv in Gang zu setzen und lau-
fend daran zu arbeiten. Gerade die 
Aufsichtsbehörde sollte hier auch mit 
gutem Beispiel vorangehen und in-
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terne Strukturen laufend überprüfen. 
Die Umsetzung ist Verantwortung 
der Politik (z.B. Entrümpelung von 
Normen, Befristung von Gesetzen 
etc.). Die berechtigte Forderung nach 
verstärkter Einbindung der Bürger 
darf nicht zu zusätzlicher Bürokrati-
sierung und Angst vor der Entschei-
dung führen.ohnungsabgabe neu

▪	 Übertragung Baukompetenz
Eine generelle Übertragung ist nicht 
erforderlich und auch nicht zielfüh-
rend. Der Bürger erwartet hier das 
Wahrnehmen von Zuständigkeit 
durch die Bürgermeisterin bzw. den 
Bürgermeister als Baubehörde erster 
Instanz. Die derzeitige Übertragungs-
möglichkeit ist ausreichend.

▪	 Neuordnung der Verbände- 
struktur

Verbände im Gemeindebereich sind 
eine effiziente Kooperationsform, in 
deren Rahmen kommunale Leistun-
gen erbracht werden. Unabdingbare 
Voraussetzung der Weiterentwick-
lung des kommunalen Verbands-
systems ist eine Überprüfung, Kon-
solidierung und Entflechtung der 
derzeitigen Verbandsstrukturen. 
Das unabhängig von der gesetzli-
chen Grundlage des Verbandes. Vor 
der Schaffung neuer Verbände (z.B. 
Mehrzweckverbände) sollte die Frage 
der Effizienzsteigerung in den beste-
henden Strukturen stehen. Gefordert 
ist auch eine bessere Darstellung der 

Dienstleistungen, die in diesen Berei-
chen für die Bürger erbracht werden.

▪	 Kosten-Nutzen-Vergleich 
bei Förderungen

Die Förderpraxis muss laufend auf 
Sinnhaftigkeit und Treffsicherheit ge-
prüft werden. Ein möglicher Ansatz 
könnte im Bereich der Kleinförderun-
gen im Gemeindebereich ein der Ge-
meinde überwiesener Sockelbetrag 
pro Einwohner sein, den die Gemein-
de verteilt. Auslaufklausel für Richtli-
nien, Erlässe und Verordnungen der 
Landesregierung Für sämtliche Nor-
men erscheint uns eine Evaluierungs-
automatik zielführend. Diese hätte 
gegenüber dem Auslaufen praktische 
Vorteile. Bei der Erlassung von Nor-
men sind Eindeutigkeit aber auch Fle-
xibilität (gesetzliche Ermessenspiel-
räume) gefordert. 

▪	 Erleichterung Dienstpostenplan­
genehmigung

Eine Vereinfachung des Verfah-
rens zur Änderung der Dienstpos-
tenpläne ist unbedingt notwen-
dig. Festzuhalten ist auch, dass 
Dienstpostenpläne kein taugliches 
Steuerungsinstrument für Struk-
turreformprozesse sind. Die Dienst-
postenplanverordnung muss auch an 
den Arbeitsmarkt angepasst werden.

▪	 Verfahrenskonzentration 
forcieren

Unter Hinweis auf die obigen Aus-

führungen zur Kompetenzfrage im 
Baurecht unterstützen wir den One-
Stop-Shop Ansatz. Reform Sachver-
ständigendienst Wir sprechen den 
Amtssachverständigen eingangs 
unser Vertrauen und Anerkennung 
aus. Wir brauchen eine konstrukti-
ve Zusammenarbeit und landesweit 
einheitliche und nachvollziehbare 
Standards in allen Bereichen. Grund-
haltung aller Beteiligten muss die Be-
reitschaft sein, sinnvolle Lösungen zu 
ermöglichen.

STRUKTURREFORM

Die unmittelbare Nähe zum Bürger 
und die persönliche Kommunikation 
sind wesentliche Stärken der kom-
munalen Ebene. Der OÖ Gemeinde-
bund bekennt sich zu einer effizien-
ten, qualitativen, kundenorientierten 
und effektiven kommunalen Leis-
tungserstellung. Veränderte Struk-
turen – also Kooperationen oder Fu-
sionen – können dies unterstützen, 
sind aber weder einziges Mittel noch 
Allheilmittel. 

Strukturreformen müssen in jedem 
Fall einzeln analysiert und geprüft 
werden, um die damit verbundenen 
Auswirkungen (Servicequalität, Leis-
tungsangebot, Kostenentwicklung, 
Infrastruktur...) einschätzen zu kön-
nen. Insbesondere jene Zeitpunkte, 
wo sich die Notwendigkeit der Sa-
nierung oder Erneuerung von Infra-
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strukturen und Gerätschaften oder 
ein Personalwechsel abzeichnen, 
können u.a. Anlassfall für eine solche 
Analyse sein. Strukturreformen dür-
fen nicht Selbstzweck sein, sondern 
müssen die Zukunftsfähigkeit der Ge-
meinden / der Region unterstützen.

▪	 Gemeindefusionen
Gemeindefusionen sind dann zu un-
terstützen, wenn sie das Ergebnis 
eines offenen Diskussionsprozesses 
der fusionswilligen Gemeinden sind. 

Jedenfalls soll die Gemeindegröße 
„überschaubar“ bleiben und damit 
die Qualität des persönlichen Kon-
takts, der persönlichen Kommunikati-
on zwischen Politik und Bürgerinnen 
und Bürger weiterhin ermöglichen. 

Gemeindefusionen können Gemein-
den in eine neue politische Einheit 
(ein politischer Entscheidungsträger) 
zusammenführen, wo z.B. die realen 
„Lebenswelten der Bürgerinnen und 
Bürger“ bereits zusammengewachsen 
sind. Durch bessere Services, z.B. i.S. 
von bisher nicht realisierbaren Leis-
tungen, sowie eine effizientere Vertei-
lung der Ressourcen (Grund und Bo-
den z.B. im Wege der Raumplanung 
und -entwicklung, Steuern, ...) soll jede 
teilnehmende Gemeinde gewinnen 
und so die gemeinsame (neue) Iden-
tität gestärkt werden. Unterstützung 
seitens des Landes für fusionswillige 
Gemeinden wird als positiv erachtet.

▪	 Gemeindekooperationen
Zur kommunalen Leistungserstel-
lung kooperieren die oberösterrei-
chischen Gemeinden in vielen Ange-
legenheiten bereits sehr erfolgreich. 
Durch Kooperationen dürfen keine 
Mehrkosten entstehen, muss eine 
faire Lastentragung und Nutzenver-
teilung zwischen den beteiligten Ge-
meinden sichergestellt sein und die 
Qualität der Leistungen zumindest 
aufrechterhalten, wenn nicht sogar 
gesteigert werden. 

▪	 Informelle Kooperationen
Die oö Gemeinden sind durch infor-
melle Kooperationen (Amtsleiterta-
gungen, Bürgermeisterkonferenzen, 
Bürgermeisterakademien, Gemein-
deverwaltungsschule u.v.a.m.) un-
tereinander, sowohl auf politischer 
als auch auf Verwaltungsebene, 
insb. bezirksweise gut vernetzt, was 
die Gesprächsbereitschaft und das 
wechselseitige Vertrauen unterstützt. 
Beides bildet für bestehende und 
neue Kooperationen eine wichtige 
Basis.

▪	 Bewusstseinsbildung
Der OÖ Gemeindebund zeigt positive 
Kooperationsbeispiele auf und unter-
stützt damit das Bewusstsein für die 
Möglichkeiten der Zusammenarbeit 
(Aufgaben, Formen, Konsequenzen, 
Prozess...). Er richtet sich dabei glei-
chermaßen an die Politik (z.B. durch 
die Mitgliedsgemeinden, Tagun-

gen, ...), die Verwaltung (z.B. Gemein-
deverwaltungsschule, ...) als auch die 
breite Öffentlichkeit (z.B. Gemeinde-
zeitung, ...). 

▪	 Rechtsformenwahl
Die Rechtsform der Kooperation ist 
jeweils auf die Aufgaben und Ziel-
setzungen abzustimmen. Verbands-
strukturen spiegeln die demokra-
tiepolitischen Verhältnisse wider und 
bieten mehr Stabilität gegenüber 
Verwaltungsgemeinschaften. Die fi-
nanziellen Beziehungen sind recht-
lich bei Verwaltungsgemeinschaften 
noch zu klären.

▪	 Mehrzweckverbände
Der OÖ Gemeindebund begrüßt die 
inhaltliche Zusammenführung von 
Aufgaben in Mehrzweckverbände 
(z.B. Powerregion Enns Steyr). So 
könnte das Modell des Wegeerhal-
tungsverbandes auf Gemeindestra-
ßen ausgedehnt werden.

▪	 Unterstützung
Der OÖ Gemeindebund setzt sich da-
für ein, die steuerlichen Nachteile im 
hoheitlichen Bereich von Koopera-
tionen zu revidieren. Unterstützung 
seitens des Landes für kooperations-
willige Gemeinden wird als positiv er-
achtet. 

Landesausschuss des Ober­
österreichischen Gemeindebundes
7. September 2016
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PRÄAMBEL

Oberösterreichs Gemeinden sind 
sich ihrer Verantwortung bei der Um-
setzung der Energiewende bewusst. 
Sie wollen zu diesem Jahrhundert-
projekt im Interesse der Menschen 
in Oberösterreich einen nachhaltigen 
und zukunftsorientierten Beitrag leis-
ten. Wie immer ist es auch in diesem 
Bereich die kommunale Ebene, von 
der das Gelingen des Projekts ganz 
wesentlich abhängt. 

Die vorliegende Strategie soll die 
Städte und Gemeinden Oberöster-
reichs dabei unterstützen. Folgende 
Eckpunkte sind Ausgangsbasis unse-
rer Überlegungen und Empfehlun-
gen:

1.	 Dynamik

Die Energiewende ist ein extrem 
dynamisches und volatiles Projekt, 
das von vielen externen und inter-
nationalen Faktoren abhängt. Eine 
Strategie, die dem gerecht werden 
will, muss daher selbst laufend ange-
passt und weiterentwickelt werden. 
Die vorliegende Version 1.0 ist daher 
nicht der Schlusspunkt, sondern der 
Startschuss für die Arbeit in diesem 
Bereich in Oberösterreichs Kommu-
nen.

2.	 Ausgangspunkt

Dieses Papier baut konkret auf der 
„OÖ Photovoltaik Strategie 2023 – 
Version 2022“ und den darin formu-
lierten Zielen und Vorgaben auf. Ziel 
soll es sein, diese Strategie in Ober-
österreichs Städten und Gemeinden 

auf den Boden zu bringen. Daneben 
beziehen wir Erfahrungen aus ande-
ren Ländern, insbesondere unserer 
Nachbarn in Bayern, mit ein.

3.	 Nachhaltigkeit

Gerade aktuell kommen Gemeinden 
insbesondere bei der Frage der Rau-
mordnung unter enormen Druck. Es 
muss aber bei Entscheidungen mit 
so weitreichenden und langandau-
ernden Folgen für die nächsten Jahre 
und Jahrzehnte trotzdem oder gera-
de deswegen in Ruhe abgewägt, und 
übereilte Entscheidungen vermieden 
werden.

4.	 Rahmenbedingungen

Der OÖ Gemeindebund stellt weiters 
fest, dass eine ganze Reihe notwen-
diger Voraussetzungen und zu schaf-
fender Rahmenbedingungen fehlen, 
die notwendig sind, um den Kommu-
nen die Umsetzung der Energiewen-
de in ihrem Bereich zu ermöglichen. 
Dazu formulieren wir an dieser Stelle 
entsprechende Forderungen.

5.	 Gemeindeautonomie

Wie immer steht für uns die verfas-
sungsrechtlich festgeschriebene 
Autonomie unserer Städte und Ge-
meinden im Fokus. Diese muss ab-
solut und umfassend unangetastet 
bleiben. Die vorliegende Strategie 
versteht sich daher als adaptiver Rah-
men, der maßgeschneiderten Lösun-
gen nicht im Weg stehen, sondern 
diese im Gegenteil unterstützen soll. 
Natürlich bietet sich wie in vielen an-
deren Bereichen gerade hier ein Zu-

Kommunale PV-Strategie OÖ 1.0

sammenschluss mehrerer Gemein-
den als überlegenswerte Möglichkeit 
an. Best Practice Beispiele im dritten 
Teil dieser Strategie sollen gerade 
diesen letzten Aspekt beleuchten.
Gliederung:

1.	Grundlagen

1.1.	 OÖ Photovoltaik Strategie 	
	 2023 – Version 2022

1.2.	 Vorgaben des Bundes

1.3.	 Vorgaben der EU

2.	Forderungen

2.1.	 Planungsgrundlagen

2.1.1.	� Planungsstandards  
definieren

2.1.2.	� Förderschiene für PV-, bzw. 
generell Energieraumpla-
nung durch die Gemeinde

2.1.3.	 Stromnetzplanung

2.2.	 Finanzielle Beteiligung

2.2.1.	 Steuergesetzgebung

2.2.2.	� Projektbeteiligung  
gesetzlich festlegen

2.2.3.	� Gemeinde bzw. Gemeinde 
und Bürgerinnen und Bür-
ger als Betreiber

2.3.	 Vertragsraumordnung

3.	Best Practice Beispiele

3.1.	 Energiebezirk Freistadt

3.2.	 Bayerischer Gemeindetag

3.3.	� Planungsleitlinie Photovol-
taik Austria
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1.	 GRUNDLAGEN

Wie ausgeführt, baut diese Strategie auf gesetzlichen und weiteren, bereits 
zur Verfügung stehenden Grundlagen auf. Es ist selbstverständlich, dass die 
ambitionierten Ziele der Energiewende nur dann eine Chance auf Realisierung 
haben, wenn alle Akteure und vor allem allen Ebenen der öffentlichen Hand 
optimal aufeinander abgestimmt sind.

Konkret soll hier ein Überblick der wesentlichen Eckpunkte der durch Land, 
Bund und EU definierten und vorgegebenen Rahmenbedingungen zusammen-
gestellt werden.

1.1.	 OÖ Photovoltaik Strategie 2023 – Version 2022 

https://www.land-oberoesterreich.gv.at/files/publikationen/ooe_photovoltaik_
strategie_2030.pdf 

Das ambitionierte Ziel ist in der folgenden Grafik definiert:

Die zentrale Strategie ist wie folgt vorgesehen:

Der Kriterienkatalog zu den naturgemäß besonders sensiblen PV-Freiflächen-
anlagen ist in Anhang B wiedergegeben. Dazu auch ein Hinweis auf das Best 
Practice Beispiel aus Bayern weiter unten.

Zur rechtlichen Umsetzung verweist das Land OÖ auf folgenden Leitfaden: 
„Leitfaden für Photovoltaik in Oberösterreich“. www.land-oberoesterreich.
gv.at/198644.htm. Weitere Informationen zu diesem Themenblock finden sich 
in Anhang A.

Weiters enthält die OÖ PV-Strategie umfassende Informationen zu Fördermög-
lichkeiten (vgl. Seite 14 und 15), Betriebs- (Seite 16 bis 20) und Finanzierungs-
modelle (Seite 21 bis 23).FO
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1.2.	 Vorgaben des Bundes 

https://www.bmk.gv.at/themen/kli-
ma_umwelt/energiewende/erneuer-
bare/ photovoltaik.html

Unter dem angeführten Link findet 
sich die PV-Landkarte Österreichs. 
Diese Landkarte zeigt die spezifische 
Anzahl und Leistung der PV-Anlagen, 
die zwischen 2008 und Anfang 2020 
durch den Klima- und Energiefonds 
oder durch die Abwicklungsstelle für 
Ökostrom AG (OeMAG) unterstützt 
wurden, und ermöglicht auch den 
Download der Daten (siehe Abb.1).

1.3.	 Vorgaben EU

https://ec.europa.eu/info/law/bet-
ter-regulation/have-your-say/initia-
tives/ 
13338-EU-Strategie-fur-Solarenergie/
public-consultation_de

Unter dem oben angeführten Link 
findet sich die EU-Strategie für Sola-
renergie. Unter Punkt 2.2. findet sich 
darin eine aus unserer Sicht zentral 
wichtige Feststellung:

(Zitat)

Das volle Potenzial der Solarener-
gie in der EU kann nur ausgeschöpft 
werden, wenn den Bürgerinnen und 
Bürgern sowie Gemeinden die rich-
tigen Anreize geboten werden, um 
Prosumenten (Anm.: Prosumenten 
sind Eigentümer kleiner, dezentraler 
Anlagen, die einen Teil der von ihnen 

erzeugten Energie selbst verbrau-
chen) zu werden.

(Zitat Ende)

2.	 FORDERUNGEN

2.1.	 Planungsgrundlagen

2.1.1.	 Planungsqualität und  
	 -standards

Neben den bereits vorhandenen Pla-
nungsunterlagen braucht es noch 
wesentlich mehr an Informationen 
zur Beantwortung der Frage, wo sich 
in unserem Land PV-Potenzialflächen 
befinden, die prioritär genutzt wer-
den sollten (vgl. dazu das Best Practice 
Beispiel der Energieregion Freistadt).  
Entweder werden diese Informa-
tionen zentral bereitgestellt und 
aktualisiert oder die Erarbeitung 
dieser Entscheidungs- und Ent-
wicklungsgrundlagen wird ent-
sprechend umfassend gefördert.  
Daneben ist jedenfalls zentral sicher-
zustellen, dass in ganz Oberöster-
reich, besser noch ganz Österreich 
hinsichtlich dieser Planung die glei-
chen technischen Standards zur An-
wendung kommen.

2.1.2		 Förderschiene für PV- bzw. 	
	 generell Energieraumpla- 
	 nung durch die Gemeinde

Es zeichnet sich ab und ist aus unse-
rer Sicht unausweichlich, dass eine 

umfassende Energieraumplanung 
angestrebt und ermöglicht wird. 

Schon jetzt braucht es dazu (s. auch 
unter 2.1.) umfassende Förderins-
trumente, die den hier auf die Ge-
meinden zukommenden Aufwand zu 
100 % abdecken.

2.1.2.	Stromnetzplanung

Zentral in diesem Bereich ist die 
Frage der im jeweiligen Bereich 
verfügbaren Netzkapazitäten. Der 
demnächst verfügbare Stromnetz-
masterplan 2032, der nur das Hoch- 
und Höchstspannungsnetz und 
Umspannwerkprojekte enthält, ist 
dabei ein erster wichtiger Schritt, 
dem weitere Informationen für die 
Spannungsebenen darunter folgen 
müssen. Hier ist aus unserer Sicht die 
Energiewirtschaft gefordert. 

An dieser Stelle wird angemerkt, dass 
es rechtlich derzeit nicht klar ist, was 
im Bereich von Hochspannungslei-
tungen zulässig ist (Nutzung, Bebau-
ung etc.). 
Auch hier braucht es für die mit die-
ser Infrastruktur für die Gemeinde 
verbundenen Belastungen einen ge-
setzlich festgelegten Ausgleich.

2.2.	 Finanzielle Beteiligung

Um den Gemeinden überhaupt zu 
ermöglichen und diese auch zu mo-
tivieren, sich dieses entscheidenden 
Zukunftsthemas annehmen zu kön-
nen, braucht es für die Städte und 
Gemeinden in diesem Bereich eine 
gerechte finanzielle Teilhabe.

2.2.1. Steuergesetzgebung

Nach dem Beispiel des § 6 des deut-
schen Erneuerbaren Energien Geset-
zes (EEG 2021) muss eine Beteiligung 
der Gemeinden am Ausbau der EEG 
legistisch festgeschrieben werden.

2.2.2. Projektbeteiligung gesetzlich  
      festlegen

Ebenfalls nach deutschem bzw. bay-
erischem Vorbild muss unseren 

Abb.1
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Städten und Gemeinden das En-
gagement in der Energieerzeugung 
gemeinsam mit erfahrenen Part-
nern deutlich erleichtert werden.  
Dafür sind zum einen gesetzliche Be-
teiligungsrechte ein mögliches Inst-
rument. 

Zum anderem sollen Kooperationen 
mit Energieversorgungsunternehmen 
einfacher realisiert werden können.

2.2.3. Gemeinden/Bürger:innen als 
Betreiber

Zu den bereits verfügbaren Instru-
menten (z.B. Energiegemeinschaft) 
braucht es zusätzliche Formen und 
Möglichkeiten. 
Begleitend müssen umfassende Un-
terstützungsangebote für die Gemein-
den von Land und Bund geschaffen 
werden, die diese bei der Realisierung 
von eigenen PV-Projekten umfassend 
begleiten und beraten.

2.3.	 Vertragsraumordnung

Die Weiterentwicklung der beste-
henden Möglichkeiten der Vertrags-
raumordnung für Widmungen im 
Zusammenhang mit PV-Anlagen 
muss vom Landesgesetzgeber rasch 
umgesetzt werden.

3.	 BEST PRACTICE BEISPIELE

3.1.	 Energiebezirk Freistadt 
(www.energiebezirk.at) 

Wie schon eingangs festgestellt, ist 
ein erprobter Weg, Planungen effi-
zient und effektiv zu gestalten und 
auch umzusetzen, seine Kräfte zu 
bündeln. Gerade im Bereich einer 
nachhaltigen PV-Strategie drängt sich 
der Gedanke des Zusammenschlus-
ses mehrerer Gemeinden z.B. nach 
dem Vorbild der INKOBAs geradezu 
auf. Ein schon weit gediehenes Pro-
jekt in diesem Bereich ist der Energie-
bezirk Freistadt.

Schon lange bevor die Energie- und 
Klimakrise begann, nahezu alle Le-
bensbereiche zu beeinflussen, setzte 

der Energiebezirk Freistadt (EBF) Ak-
zente, um den notwendigen Umbau 
unseres Energiesystems zu beschleu-
nigen. 

Aktuell arbeitet der EBF an der Ent-
wicklung einer PV-Freiflächen-Stra-
tegie für die Leader-Regionen Mühl-
viertler Kernland und Mühlviertler 
Alm. Dabei baut er auf der PV-Strate-
gie des Landes OÖ auf. 

Gründe für das gemeinsame Vorge-
hen sind eine koordinierte Vorgangs-
weise der beteiligten Gemeinden im 
Zusammenhang mit Umwidmungs-
anträgen, ein gemeinsames Auftre-
ten gegenüber Investoren, die Ziel-
setzung einer regionalen Erzeugung 
von PV-Strom und die Unterstützung 
betroffener Grundbesitzer sowie der 
Bürger, die sich an PV-Projekten be-
teiligen wollen. 

Hauptziele sind dabei z.B. ein Mehr 
an Energieversorgungssicherheit,-un-
abhängigkeit und -leistbarkeit, aber 
auch die Vereinbarkeit und Absiche-
rung von Lebensmittel- und Energie-
produktion bis hin zur sozialen Ge-
rechtigkeit (wer profitiert wie davon?)

Der EBF erarbeitet aber auch ganz 
konkrete Möglichkeiten für Betrei-
bermodelle, vom Grundeigentümer 
bis zum Zusammenschluss mehrerer 
Gemeinden.

Ebenso sind regionale Beteiligungs-
modelle im Fokus. 

Betreibermodell für Anlagen  
größer z.B. ... 1 MWp?

Variante Betreiber

1 Grundst.- Eig. oder
Zusammenschluss
mehrerer

2 Investoren und/oder reg. 
Betreiber gemeinsam

3 Gemeinde

4 Interkommunaler Zusam-
menschluss
(Inkoba, EBF,...?)

5 Interkommunaler
Zusammenschluss
(Inkoba, EBF,...?) mit ext. 
Partner gemeinsam

3.2.	 Bayerischer Gemeindetag

Unsere westlichen Nachbarn stehen 
vor sehr ähnlichen Herausforderun-
gen. Gerade was Planungsgrundla-
gen und finanzielle Teilhabe betrifft, 
sind sie uns durchaus voraus. 

Ein Beispiel für eine einfache und 
praktische Herangehensweise zur 
Entscheidungsfindung findet sich in 
der folgenden Tabelle, die wir mit 
freundlicher Genehmigung des Bay-
erischen Gemeindetages abdrucken 
dürfen (siehe Abb. 2, Seite 10).

Daneben ist es in Deutschland wie  
bereits erwähnt gelungen, mit 
§ 6  EEG 2021 eine finanzielle Teilha-
bemöglichkeit für die Gemeinden in 
diesem Bereich sicherzustellen. 

Für geförderte Windkraftanlagen 
ab 750  Kilowatt Leistung und für  
Photovoltaik (PV)-Freiflächenanlagen 
können betroffene Gemeinden pro 
Kilowattstunde (KWh) eingespeisten 
Strom 0,2  Cent vom Anlagenbetrei-
ber rechtssicher erhalten. 

Auch bei Windkraftanlagen können 
Gemeinden unter im Gesetz näher 
definierten Voraussetzungen laufen-
de Zahlung erhalten.

Der Anlagenbetreiber kann sich ge-
genüber der Gemeinde bereits vor 
der Genehmigung der Anlage zur 
Zahlung verpflichten.

Aus Sicht des OÖ Gemeindebundes 
muss Oberösterreich bzw. Österreich 
diesem Beispiel unbedingt folgen.

3.3.	 Planungsleitlinie  
Photovoltaik Austria

https://pvaustria.at/wp-content/
uploads/PV_Austria_Leitlinie_PV-FFA_
final.pdf 

Diese Leitlinien tun vor allem eines 
– sie beruhigen (s.u.). Tatsächlich ist 
das Potenzial an theoretisch geeig-
neten Freiflächen wesentlich größer 
als der langfristige Bedarf. Es ist also 
machbar (siehe Abb. 3, Seite 10).
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In der Leitlinie finden sich neben der 
Beschreibung der Ausgangslage Vor-
schläge für Umsetzungsstandards 
(von multifunktionalen Flächen über 
bodenschonende Fundamentierung, 
Einbindung ins Landschaftsbild bis zu 
Rückbau und Recycling). 

Weiters finden sich Tipps zur guten 
Planungspraxis (frühzeitige Informa-
tion, Mitwirkung im Planungsprozess 
und Beteiligungsmöglichkeiten).

Abschließend weisen wir noch auf 
zwei ergänzende Dokumente hin. 
Zum einen auf die RFG-Broschüre 
„Gemeinde in der Energiewende“ des 
Österreichischen Gemeindebundes 
(vgl. https://gemeindebund.at/websi-
te2020/wp-content/uploads/2014/10/
rfg-01-02-2022-web-gesamt.pdf). 

Diese enthält umfassende Informa-
tionen zur Förderkulisse, den EEGs 
und Bürgerenergiegemeinschaften 
sowie zu den Themenbereichen 
Energieraumplanung/Anlagenrecht 
und steuerrechtlichen Aspekten im 
gegebenen Zusammenhang.

Zum zweiten der Hinweis auf die 
„Leitlinien für eine erfolgreiche Um-
setzung von PV-FFA aus Sicht der 
Oö.  Umweltanwaltschaft“, die von 
der Umweltanwaltschaft allen Ge-
meinden Oberösterreichs demnächst 
zugeschickt werden. 

In diesen Leitlinien weist die Umwelt
anwaltschaft auf die aus ihrer Sicht 
zusätzlich beachtlichen Standortfak-
toren (z.B. keine Anlagen in Euro-
paschutzgebieten etc.) hin und gibt 
wertvolle Hinweise zur Verfahrensab-
wicklung im Anschluss an die Stand-
ortentscheidung.

Diese kommunale PV-Strategie  1.0 
für Oberösterreichs Städte und Ge-
meinden wurde vom Landesaus-
schuss des OÖ Gemeindebundes in 
der Sitzung am 14.2.2023 beschlos-
sen. 

Wie zu Beginn festgehalten, als 
Startschuss und dem Ansatz „work 
in progress“ verpflichtet.

Abb.3

Abb.2
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Bürgermeisteramt im Fokus

Vom Landesausschuss des OÖ Ge-
meindebundes wurden die nachste-
henden Forderungen an den Landes-
gesetzgeber herangetragen:

1.	 BERUFSBILD

Das Bürgermeisteramt ist eine der 
spannendsten und schönsten politi-
schen Funktionen, die in Österreich 
existieren. Insbesondere die Freiheit 
der Aufgabengestaltung ist dabei 
hervorzustreichen. Dieser offene 
Amtsbegriff (von A wie Arbeitszeiten 
bis Z wie zusätzliche Themenfelder in 
Angriff nehmen) muss unbedingt er-
halten bleiben. 

Damit ist auf der anderen Seite ein 
hohes Maß an Verantwortung und 
auch persönlicher Belastung verbun-
den. Der OÖ Gemeindebund verfolgt 
deshalb das Ziel, die Rahmenbedin-
gungen für das Amt laufend den sich 
rasant verändernden und steigenden 
Herausforderungen anzupassen und 
mit seinen Partnern insbesondere 
auf Landeseben positiv weiterzuent-
wickeln. 

Das Bürgermeisteramt ist für un-
sere Gesellschaft von zentraler Be-

deutung, sodass Verbesserungen 
für unsere Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister vor allem auch im In-
teresse der Bürgerinnen und Bürger 
unseres Landes liegen.

2.	 SOZIALRECHTLICHE  
ABSICHERUNG

Einiges ist hier in Oberösterreich ge-
lungen. Manches sollte noch erreicht 
werden.

2.1.	 Bürgermeisterbezüge

Hier ist mit der letzten Anpassung 
im Jahr 2021 ein großer Schritt ge-
lungen. Eine Weiterentwicklung ist 
trotzdem notwendig. So sollte eine 
Einschleifregelung die starren Ein-
wohnerzahlengrenzen ersetzen, um 
große Sprünge zu vermeiden. 
Weiters sollte eine Entkoppelung 
von den Erhöhungen der Politiker-
bezüge auf Bundesebene umge-
setzt werden. Stattdessen sollten 
die Gehaltserhöhungen im öffentli-
chen Dienst übernommen werden.  

Gerade bei den Bürgermeisterbezü-
gen ist das absolut berechtigt. 

Letztlich sollte auch dem Umstand, 
dass die Arbeit des Bürgermeisters 
von der Belastung und dem Zeit-
aufwand her weitgehend unabhän-
gig von der Größe seiner Gemeinde 
gleich ist, Berücksichtigung finden.

2.2.	 Pensionsversicherung

Über die aktuellen Regelungen der 
§§  2f Oö. Gem-BezG 1998 hinaus 
sollte eine dritte Säule der Pensions-
vorsorge – so wie das allgemein emp-
fohlen wird – geschaffen werden.  
Die private Vorsorge ist ja derzeit die 
bestehende freiwillige Pensionskas-
senregelung, in die die Bürgermeiste-
rin bzw. der Bürgermeister einzahlen 
kann. Die Einzahlung in die gesetz-
liche Pensionsversicherung durch 
die Gemeinde ist die zweite Säule. 
Fehlt noch die dritte Säule der Be-
triebspension, die allen Gemeinden 
(§§  5f  leg.cit.), also auch solchen im 
Härteausgleich, ermöglicht werden 
sollte. Gesondert diskutieren müsste 
man hier die Situation von Bürger-
meisterinnen und Bürgermeistern, 
die im Zivilberuf dem Beamtenstand 
angehören. Alternativ könnte auch 
die Einzahlung in die gesetzliche Pen-
sionsversicherung durch die Gemein-
de angehoben werden.
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